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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 2 U 53/12 B 
 
L 2 U 82/11 (Sächsisches LSG) 
S 7 U 169/10 (SG Leipzig) 
 
 
 
………………., 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Säch-

sischen Landessozialgerichts vom 15. Dezember 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen, weil der von dem Kläger behauptete Zulas-

sungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht 

ausreichend dargelegt ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Die Beschwerde ist daher ohne 

Zuziehung ehrenamtlicher Richter durch Beschluss zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 

iVm § 169 SGG). Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab, weil diese nicht geeignet 

ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 

Satz 2 SGG; zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit vgl BVerfG Beschluss vom 8.12.2010 

- 1 BvR 1382/10 - NJW 2011, 1497). 

 

Der Senat beschränkt sich daher auf folgenden Hinweis: Zur Darlegung der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache ist ua auszuführen, dass eine Frage zur Auslegung und 

Anwendung des Bundesrechts bislang höchstrichterlich, zB in der Rechtsprechung des BSG, 

noch nicht geklärt ist. Der Kläger behauptet dies zwar, setzt sich aber zur Erläuterung der 

Klärungsbedürftigkeit nicht mit der im Urteil des LSG zitierten Rechtsprechung des BSG zur 

Auslegung und Anwendung des Art 19 EinigVtr auseinander. Er erläutert auch nicht, dass und 

weshalb die Frage in einem Wiederaufnahmeverfahren klärungsfähig sein könnte. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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